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Philipp Felber-Eisele

Er freue sich auf die Referen-
dumsabstimmung, sagte SP-
Ständerat Roberto Zanetti
letzten Mittwoch anlässlich
der Debatte um die Abschaf-
fung eines Teils der Stempel-
steuer. Diese sogenannte
Emissionsabgabe wird auf
Eigenkapital bei Firmen fällig.
Zanettis Kampfeslust war
unüberhörbar – er war nicht
der einzige Linke, der sich in
Stellung brachte. Und tatsäch-
lich ergreift seine Partei das
Referendum.

Wirtschaftsfreundliche Kräfte
sollten dieses Referendum
nicht unterschätzen. Es geht
bei der Abschaffung der Emis-
sionsabgabe um 250 Millionen
Franken, die im Jahr an Steuer-
geldern weniger eingenommen
werden. Das ist – auch in
Zeiten der Bewältigung von
Corona-Nachwehen – zu ver-
kraften. Zumal die Massnahme
sich positiv auf die Attraktivität
des SchweizerWirtschafts-
standorts auswirken würde.

Die SP jedoch sieht in der
Abschaffung des ersten Teils
der Stempelsteuer den Anfang
von etwas Grösserem. Die
Steuer hat noch zwei andere
Teile, die dereinst ebenso fallen
könnten. Dann wäre mit Ausfäl-
len von über 2 Milliarden Fran-
ken zu rechnen. Gleichzeitig
werden andere Steuervorlagen
diskutiert, die zu einemweite-
ren Rückgang der staatlichen
Einnahmen führen würden.

Dieses Gesamtpaket wirft
die Linke argumentativ in die
Runde. Der SP zufolge werden
am Ende die Bürgerinnen und
Bürger draufzahlen müssen.
Es werde die Umverteilung in
Richtung Grosskonzerne ange-
trieben, wie es SP-Chef Cédric
Wermuth in klassenkämpferi-
scher Manier nannte.

Befürworter hingegen argu-
mentieren zum Beispiel damit,
dass es ohne die Steuer attrak-
tiver werde, Eigenkapital auf-
zunehmen, um die Covid-Kre-
dite abzulösen. Und: Keine
Emissionsabgabe bedeute
mehr Investitionen und somit

mehr Jobs undWohlstand.
Zudem verweisen sie auf
Bestrebungen der OECD,
eine globale Mindeststeuer
für Firmen einzuführen. Mit
der Folge, dass der Steuer
vorteil der Schweiz erodiert
und derWirtschaftsstandort
weniger attraktiv wird.

Mit diesen Argumenten das
Volk überzeugen? Das braucht
viel Arbeit.

Ein argumentatives Geschenk
an die Gegner hat zudem der
Bundesrat geliefert. Er spricht
davon, dass sich die Abschaf-
fung des ersten Teils der Stem-
pelsteuer positiv auf «zuzie-
hende Gesellschaften mit
grossem Kapital» auswirken
werde. Oder wie es Zanetti
nannte: «Wir entlasten hier
kapitalintensive Grossunter-
nehmen.» Mit Hochgenuss
werde er den Bundesrat im
Abstimmungskampf zitieren.

Die SP hat bei der Unterneh-
menssteuerreform III ein
ähnliches Narrativ erfolgreich
angewendet. Verkürzt: Steuer-
erleichterungen für Firmen
auf Kosten des Mittelstands?
Pfui! Die Befürworter aus
derWirtschaft warnten damals
davor, dass Jobs gefährdet
seien. Das hat nicht funktio-
niert, die Vorlage ging unter.

Zudem zeigt sich, dass die
Schweiz auch schon wirt-
schaftsfreundlicher abstimmte
als in der jüngsten Vergangen-
heit. Dazu zwei Beispiele: Das
wirtschaftsfreundliche Frei-
handelsabkommen mit Indo
nesien hatte es sehr schwer.
Hingegen holte die Konzern-
verantwortungsinitiative
ein Volks-Ja, sie scheiterte nur
am Ständemehr.

Die Abschaffung des ersten
Teils der Stempelsteuer fällt
also in eine Zeit, in der die
Skepsis gegenüber Unterneh-
men wächst. Und sie fällt auf
argumentativ fruchtbaren
Boden für die Kritiker. Da ist
dann auch eine Steuererleich-
terung schnell versenkt, bei
der es um einen Ausfall
von jährlich 250 Millionen
Franken geht.

DieWirtschaft braucht
einen langen Schnauf
Beim Stempelsteuer-Referendum kann
die SP aus dem Vollen schöpfen.

Die Rega kämpft um ihre Position in der Luftrettung. In der Vergangenheit gab es deswegen immer wieder Streit. Foto: PD

Lisa Aeschlimann

Der Vorwurf hat es in sich: Die
Rega beschuldigt Schutz &
Rettung Zürich, im Ernstfall
ihre Konkurrentin aufzubieten
– auch wenn die Rega schneller
beim Patienten gewesen sein
soll. In über hundert Fällen soll
die Behörde nach Berechnun-
gen der Rega die gelben Helis
der Alpine Air Ambulance (AAA)
bevorzugt haben. Sowohl die
AAAwie auch Schutz & Rettung
weisen die Vorwürfe zurück.
Die AAA bezeichnet sich
als «David im Kampf gegen
Goliath». Die Gesundheits
direktion muss jetzt versuchen,
zu schlichten.

Die Beschwerde ist eine von
vielen. Im Hintergrund schwelt
ein Machtkampf um die Vor-
herrschaft am Zürcher Ret-
tungshimmel. Die Rega hat
nach jahrzehntelangem Quasi-
monopol ihre Lufthoheit im
Kanton Zürich verloren und
mobilisiert seither sämtliche
Kräfte, um ihre Positionen
durchzusetzen.

Klar,Wettbewerb belebt den
Markt und bringt vielfach
Verbesserungen. Aber ein
Machtkampf, wie er in Zürich
geführt wird, bringt niemandem
etwas.

Nicht den Heli-Unternehmen,
denen damit wertvolle Ressour-
cen für dieWeiterentwicklung
der Luftrettung fehlen. Nicht
den Patientinnen und Patien-
ten, die sich nicht mehr sicher
sein können, im Notfall die
beste Rettung zu erhalten.

Dass es wenig Hoffnung gibt,
auf kantonaler Ebene zu einer
Lösung zu kommen, zeigt die
Vergangenheit: Im Aargau
schwelt zwischen der Rega und
der AAA ein Streit, seit Letztere
dort ins Rettungsbusiness
eingestiegen ist. Der Regie-
rungsrat entschied, die AAA
bevorzugt aufzubieten. Die Rega
verlor damit Einsätze. 2013
verkrachten sich die Rega und
Air Glaciers im Kanton Bern, die
Gesundheitsdirektorenkonfe-
renz musste später zu Schlich-
tungsgesprächen einladen.

Nun muss der Bund ran. Er
soll einheitliche, schweizweite
Regeln schaffen für die Luftret-
tung. Das ist im Interesse der
Patientinnen und Patienten.

Im nationalen Parlament kam
dieser Gedanke bereits nach den
Streitereien zwischen der Rega
und Air Glaciers auf. Der Bund
schrieb damals in der Antwort
auf eine Interpellation, die
Organisation sei Sache der
Kantone.

Aber in einem kleinen Land wie
der Schweiz macht eine kanto-
nale Regelung keinen Sinn. Ein
Helikopter aus Zürich ist in
weniger als 30 Minuten in
Basel.Wenn jeder Kanton über
eine eigene Zentrale disponiert,
ist das nicht nur ineffizient und
teuer, sondern auch unüber-
sichtlich. Es braucht eine Ein-
satzzentrale, die schweizweit
den nächsten Luftretter auf
bietet – egal, ob Rega-rot oder
AAA-gelb.

Ein klarer Auftrag sichert zu-
dem, dass keine Region Gefahr

läuft, bei der Luftrettung unter-
versorgt zu sein – und dass eine
Grundversorgung gesetzlich
garantiert ist. Denn das Heli-
Business ist teuer, die Fixkosten
sind hoch. Je nach Region oder
Jahreszeit variiert die Auslas-
tung stark. Im dicht besiedelten
und bevölkerungsreichen
Kanton Zürich mag eine Ein-
satzbasis wirtschaftlich Sinn
ergeben, in abgelegenen Berg
tälern weniger.

Können die Luftretterinnen ihr
Angebot so wie heute nicht
mehr finanzieren, drohen
Versorgungslücken. Die Folgen:
Es vergehen zu viele wertvolle
Minuten, bis Menschen gerettet
werden.

Nicht zuletzt kann der Bund
auch vorgeben und sicherstel-
len, dass alle Rettungshelikopter
einheitliche Vorgaben erfüllen
– das ist nicht nur fair für alle
Anbieter, sondern auch am
sichersten für die Patientinnen
und Patienten. Damit es statt
um Macht und Prestige zuerst
wieder umMenschenleben geht.

Bund, übernehmen Sie!
Die Rega und ihre Konkurrentin ringen im Kanton Zürich um die Lufthoheit. Das ist
unsinnig. Es muss im Sinne der Patienten nun eine schweizweite Lösung geben.

Der Mann, den die einen
«Schlächter vom Balkan» nen-
nen und den die anderen als
Volkshelden verehren, bleibt
lebenslang hinter Gittern, das
haben jetzt die Richter in Den
Haag bestätigt. Das Massaker
von Srebrenica, die Belagerung
von Sarajevo: Ratko Mladic
hat die schwersten Verbrechen
in Europa nach dem Zweiten
Weltkrieg zu verantworten.

Das Urteil gegen ihn bringt
Gerechtigkeit und Genugtuung
für die Angehörigen der Opfer.

Ob es der Gesellschaft des
gespaltenen Bosnien-Herzego-
wina zu Versöhnung verhilft,
ist eine andere Frage. Und auch
wenn Mladic im Gefängnis
bleibt: Sein düsteresWerk lebt
fort. Die Teilung des Landes ist
das Produkt jener «ethnischen
Säuberungen», die er in den
90er-Jahren betrieben hat. Das
heutige Bosnien-Herzegowina
gründet sich auf den damals
eingefrorenen Kriegszustand.

Der politische Klimawandel der
jüngsten Zeit lässt ihn antauen.

Serbenführer Milorad Dodik
spielt immer ungehemmter –
mit Rückendeckung aus Moskau
– mit dem Szenario einer
Abspaltung der serbischen
Teilrepublik. Dodik leugnet
den Genozid von Srebrenica,
er verherrlicht die Täter von
damals.

Solche vorgestrigen Nationalis-
ten haben in der Region Zulauf,
weil den Menschen Perspekti-
ven fehlen. Ein Beitritt zur EU
ist immermehr in die Ferne
gerückt, auch weil die EU ver-

stärkt mit sich selbst beschäftigt
war.

Dabei ist die Tatsache, dass Mla-
dic 2011 überhaupt aus Serbien,
wo er seinerzeit öffentlich
gefeiert wurde, nach Den Haag
ausgeliefert wurde, letztlich der
EU zu verdanken. Brüssel hatte
es zur Bedingung fürweitere
Aufnahmegespräche gemacht,
dass beitrittswillige Länder mit
dem Tribunal kooperieren.

Dauerhafte Gerechtigkeit für die
Menschen in Bosnien-Herzego-

wina hiesse, in einem Land
leben zu können, das frei von
Hassrhetorik ist, dessen Justiz
Täter vor Gericht stellt; einem
Land, das ihnen Perspektiven
für sich und ihre Kinder bietet.
Dies sicherzustellen, ist auch
die Aufgabe der internationalen
Gemeinschaft.

RatkoMladics düsteresWerk lebt fort
Die Teilung Bosnien-Herzegowinas geht auf «ethnische Säuberungen» des serbischen Ex-Generals zurück.

Nationalisten
haben in der
Region Zulauf,
weil denMenschen
Perspektiven
fehlen.

Tobias Zick
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Philipp Loser

Gegessenwird um zwölf. DerAb-
fallsack kommt nicht zu früh auf
die Strasse. Gearbeitet wird ex-
akt und ordentlich.

Und über Geld redet man
nicht.

Schweizer Klischees sind
nicht sehr ergiebig, und sie stim-
men bedauerlicherweise oft. Es
war darum nicht sehr erstaun-
lich, dass Stefan Lacher vor gut
einem Jahr etwas ratlos wirkte.
Lacher ist Grossrat für die SP in
Schaffhausen, er ist auch ein
Juso, und als solcher ist man es
zwar gewohnt, grosse Sprüche
zumachen,dieÜberwindung des
Kapitalismus zu fordern zum
Beispiel oder dieVerstaatlichung
derBanken.Doch tatsächlichmal
etwas zu gewinnen? Als Juso?
Daswar eine neue Erfahrung für
Stefan Lacher.

Ungeplanter Sieg
Der jungeMann stand im Febru-
ar 2020 im Regierungsgebäude
von Schaffhausen und musste
etwas erklären, was er nicht
wirklich erklären konnte. Eben
hatte die Stimmbevölkerung Ja
zu einer kantonalen Transpa-
renzinitiative gesagt, einge-
bracht von den Jungsozialisten.
Die Schweizerinnen und Schwei-
zer wollen eben doch über Geld
reden: Künftig müssen die Poli-
tikerinnen und Politiker in
Schaffhausen deklarieren, von
wem sie wie viel Geld erhalten.
Lacher hatte nicht mit einem
Sieg gerechnet, wie auch. Eine
Feier hatten die Schaffhauser
Juso nicht geplant, schrieb die
«Wochenzeitung» später, höchs-
tens ein Trostbier.

Lacher war nicht der erste
Jungsozialist in der Schweiz, der
diese ungewöhnliche Erfahrung
gemacht hat. Im Kanton Schwyz,
noch einenTick konservativer als
Schaffhausen, noch einen Tick
jusofeindlicher auch, wurde
schon zwei Jahre zuvor über eine
kantonale Transparenzinitiative
abgestimmt. «Wir waren sicher,
dasswir nicht total abgeschmet-
tert werden. Aber gleich gewin-
nen? Das dann doch nicht.»Tho-
mas Büeler ist heute Kantonsrat
für die SP in Schwyz undwar da-
mals Mitinitiant der kantonalen
Transparenzinitiative.Man habe
sich von ähnlichen Projekten in
anderen Kantonen inspirieren
lassen und habe es eine gute Sa-
che gefunden. «Und dann wur-
den wir von unseren Gegnern
völlig unterschätzt.»

Büeler und seine Juso gewan-
nen dieAbstimmungvöllig über-
raschend,wie später auch Lacher
in Schaffhausen.Die beiden Kan-
tone sind nicht die ersten mit
Transparenzvorschriften für die
Politik – doch gerade das Beispiel
Schwyz gilt für viele Beobachter
als Wendepunkt in der Diskus-
sion um die Offenlegung von
Geldflüssen in der hiesigen Polit-
landschaft. «Ich habe schon da-
mals gedacht:Wenn es in Schwyz
durchkommt, dann hat es in der
ganzen Schweiz eine Chance»,
sagt Büeler. Der Erfolg in seinem
Kanton habe eine Strahlkraft auf
das gesamte Land gehabt.

ZwarhattenAktivisten damals
bereits mit dem Sammeln einer
nationalen Initiative begonnen.
Doch die kantonalen Urnengän-

ge dürften entscheidend dazu
beigetragen haben, dass nun
ebenso raschwie einigermassen
reibungslos eine nationale Rege-
lung installiert werden konnte.

Eine Schweizer Premiere
Genau das geschieht diese Wo-
che in Bern. Heute findet die Ei-
nigungskonferenz zwischenNa-
tional- und Ständerat über einen
Gegenentwurf zurTransparenz-
initiative statt (nach dem übli-
chen parlamentarischen Hick-
hack). Es geht jetzt nur noch um
ein Detail: Gilt das Gesetz auch
für gewählte Ständeräte? Viele
Ständerätinnen und Ständeräte
sind dagegen.

Über die grossen Linien ist
man sich im Parlament aber be-
reits einig: Ab einer Höhe von
15’000 Frankenmüssen Spenden
an Parteien und Komitees künf-
tig offengelegt werden.

Das gilt auch für Gelder an
eine Kampagne,wenn die Komi-
tees mehr als 50’000 Franken
ausgeben. Zudem wird die An-
nahme von Geldbeträgen aus

demAusland gleich ganz verbo-
ten. Kommt der Gegenvorschlag
so bei der Schlussabstimmung
nächste Woche durch (wonach
es aussieht), zieht das Komitee
die Initiative zurück, und die
Schweiz erhält ein Gesetz über
die Transparenz in der Politik
finanzierung. Eine Premiere.

«DerDruck kamplötzlich von
überall», sagt SP-Nationalrätin
NadineMasshardt, Co-Präsiden-
tin der Volksinitiative. Ohne die
diversen Abstimmungen in den
Kantonenwäre man heute nicht
an diesem Punkt, sagt Mass-
hardt. «DieVolksentscheide zeig-

ten unmissverständlich, dass die
Bevölkerung mehr Transparenz
in der Politikfinanzierung will.
Wir spürten immer stärker: Das
müsste doch auch im Parlament
mehrheitsfähig sein.»

Warum ging das so schnell?
Nur:Wieso ist das so? Und war-
um ging das so schnell? Die Be-
teiligten auf kantonaler und na-
tionaler Ebene haben keine de-
finitive Antwort auf diese Frage,
nur Mutmassungen. «Vielleicht
kommt eine Generation nach, die
nicht so grosse Mühe hat, über
Geld zu sprechen», sagt Stefan
Lacher aus Schaffhausen. «Of-
fenbar ist es ein Bedürfnis der
Menschen, zu wissen,wie unse-
re Politiker finanziert werden»,
sagt dazu Thomas Büeler aus
Schwyz.

Gerhard Pfister, Präsident der
Mitte, die ebenfalls den Gegen-
vorschlag unterstützt, stellt ein
entspannteres und professionel-
leres Verhältnis zum Geld in der
Politik fest. «Da hat ein Kultur-
wandel stattgefunden.» Schon

Bundesrätin Karin Keller-Sutter
hatte in der Frühlingssession
einen «Mentalitätswandel» fest-
gestellt.

Andri Silberschmidt, FDP-Na-
tionalrat aus Zürich und jüngs-
ter Parlamentarier in Bern, be-
ruft sich auf sein direktes Um-
feld. Da interessiere es einfach,
wie das genau sei mit dem Geld
in der Politik. «Für viele meiner
Kolleginnen und Kollegen ist das
eine Selbstverständlichkeit. Es
ist ja auch nichts Schlimmes da-
bei», sagt er.

«Frage der Grundwerte»
Im Bundeshaus stellen Initian-
ten undGegner eineWechselwir-
kung zwischen dieser nicht nä-
her gefassten Stimmung in der
Bevölkerung und demVerhalten
der Politikerinnen und Politiker
fest. Die Genfer Ständerätin Lisa
Mazzone von den Grünen sieht
zum einen ein neues Parlament
am Werk, ein jüngeres und ein
sensibilisiertes. Zum anderen sei
vielen Parlamentarierinnen und
Parlamentariern bewusst, dass
man es in gewissen Themen
(zum Beispiel bei der Transpa-
renz von politischen Geldflüssen
oder auch beiWaffenexporten in
Bürgerkriegsländer) schwer vor
dem Volk habe. «Und dann fällt
es ihnen schwer, diese aus-
schliesslichwirtschaftsorientier-
te Position in einemwertebasier-
ten Abstimmungskampf zu ver-
teidigen.»

Gregor Rutz, SVP-Nationalrat
aus demKanton Zürich, sieht das
ähnlich – kommt aber (der Par-
teilogik entsprechend) zu einem
anderen Schluss. Die bisherigen
Siege für mehr Transparenz in
der kantonalen Politik hätten vor
allemmit demVersagen der geg-
nerischen Politiker zu tun. «Als
obman sich schämenwürde,die-
se Position zu verteidigen.» Da-
bei sei es eine Frage der Schwei-
zer Grundwerte, gegen diese
Transparenzinitiative zu sein.
«Denn als Nächstes kommt dann
die Forderung nach einem be-
zahlten Berufsparlament. Das
wäre das Ende des Milizsys-
tems», ist Rutz überzeugt.

Es ist ein gängiges Argumen-
tationsmuster der Gegnerinnen
und Gegner von offenen Partei-
kassen. Sie fürchten, dass die
Politik künftigweniger Geld aus
der Bevölkerung erhält (weil ein
KMUler beispielsweise nichtmit
einer einzigen Partei assoziiert
werden möchte), und wenn
das Geld ausbleibe, werde dann
nach dem Staat gerufen – und
schliesslich gar ein Berufsparla-
ment eingerichtet.

Plötzlich ernst genommen
Man spürt ein grosses Engage-
ment bei Gregor Rutz, er hat in
derDebatte vor einerWoche zum
Thema ein leidenschaftlichesVo-
tum gehalten. Es machte deut-
lich,welche Gefahr die Transpa-
renzgegner in diesem Streitwit-
tern. Das ist vor einigen Jahren
bereits Thomas Büeler, dem Juso
aus dem Kanton Schwyz, aufge-
fallen: «Wirklich erstaunlich an
unserem Erfolg war, wie ernst
unsere Gegner uns plötzlich ge-
nommen haben.»

Das kommt davon,wennman
in der Schweiz alte Gewissheiten
angreift – und dabei für einmal
erfolgreich ist.

Wie konnte das nur passieren?
Geldflüsse in der Politik DieseWoche wird das Parlament neue Transparenzregeln für Spenden in der Schweizer Politik verabschieden.
Und widerlegt damit eines der ältesten Klischees des Landes.

Gerade das Beispiel
Schwyz gilt als
Wendepunkt
in der Diskussion
umdie Offenlegung
von Geldflüssen.

«Der Druck kam plötzlich von überall», sagt SP-Nationalrätin Nadine Masshardt, die Co-Präsidentin des Initiativkomitees ist. Foto: Adrian Moser

Die neuen Transparenzregeln

Die Schweizer Politik wird etwas
transparenter. Ab einer Höhe von
15’000 Franken müssen Beiträge
an Parteien und Komitees künftig
offengelegt werden. Neben der
Offenlegung von Parteispenden
müssen auch Kampagnengelder
transparenter ausgewiesen
werden, wenn die Kampagne mehr
als 50’000 Franken kostet. Geld-
spenden aus dem Ausland werden
verboten. Das ist der Inhalt eines
Gegenvorschlags zur Transpa-
renzinitiative. Wenn der Vorschlag
so durch die Schlussabstimmung
der Sommersession kommt,
werden die Initianten ihre Initiative
zurückziehen, und der Gegenvor-
schlag wird Gesetz. Kontrolliert
werden soll via Stichproben. Dass
dabei auch getrickst werden kann,
ist den Initiantinnen klar. «Man
kann auch in einer 30er-Zone mit
70 durchfahren – aber wenn man
erwischt wird, dann gibt es eine
Busse», sagt SP-Nationalrätin
Nadine Masshardt. (sda)


